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Verkündet

am 100 Dezember 1959

I m N a m e n d e s' V o l k e 5

In Sachen

Beklagten und Revieioneklägerin9

gegen

Äfj_Kläger und Revieionsbeklagten9

hat der 70 Senat des Bundeeeozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom

100 Dezember 19599 an der mitgewirkt

haben

Senatepräeident Dr„ B e r n d t

als Vorsitzender?

Bundesrichter .Dr„ S c h m e i ß e rund

Bundesrichter _Dr„ S t r a u B
' als weitere Berufsrichter9

Bundeesozialrichter 8 c h i e b e l und

Bundessozialrichter Dr° H a t e s a u 1
als ehrenamtliche Beisitzer9

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das

Urteil des Landessczialgerichts Celle

vom 30 Dezember 1957 aufgehobeno Die

Sache wird zu neuer Entscheidung an das

Landeseozialgericht zurückverwieseno
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Der Kläger“) der Schwerkriegsbeschädigter ist9 bezog neben einer
Rente (Grundrente und Ausgleichsrente) nach dem Bundesver—

‘sorgungsgesetz (BVG) vom Jahre 1950 bis zum 310 März 1954

Arbeitslosenfürsorgeunterstützung (Alfu) mit einem Familien—
lzuschlag für seine Ehefrau° Die Versorgungsbezüge wurden rück—l

Wirkend erhöhto Am 26° Februar 1954 teilte das Versorgungsamt

(Versorng) mit, vom 1„ August 1953 an seien dem Kläger höhere
Versorgungsbezüge bewilligt und nachgezahlt werden; für das
Pflegekind Fritz F:?;ii■■, geboren am 24; Dezember 19349 sei

der Zuschlag (zur Ausgleichsrente) auch über das 180 Lebens—

jahr hinaus vom 10 Januar 1953 an weiterbewilligt werden; die

Versorgungsbezüge'hatten vom 10 Januar 1953 an monatlich 94‚——DM$

vom 1° August 1953 an — nach Anrechnung sonstigen Einkommens —
monatlich 46,—4 DM und vom 10 November 1953 an monatlich

113,—— DM betragen° Unter Berücksichtigung dieser Einkünfte be—

rechnete das Arbeitsamt (ArbAo) die Alfu vom 10 Januar 1953 an
neu, stellte für die Zeit vom 15 Januar 1953 bis zum 70 Juli 1955

und vom 100 November 1953 bis zum.3lo März 1953 eine Überzahlung

“in Höhe von insgesamt 440965 DM fest und forderte diesen Betrag

durch Bescheid vom 2‚ April 1954 zurück„ Davon wurden 2659——DM

vom VersorgA‚ erstatteto Den Widerspruch des_Klägers gegen den

Bescheidvom2„ April 1954wies dasArbA°am199Juli 1954zu—
rücko

Das Sozialgericht (SG„) Hildesheim wies die Klage9 mit welcher
der Kläger begehrt hatte, die Bescheidc des ArbAo-vom 20 April

und vom 19° Juli 1954 aufzuheben und die Beklagte zur Er—

stattung des Betrages von 265‚„— DM zu verurteilen, dureh Urteil

vom 40 Oktober 1955 ab° Nach seiner Ansicht war bei der.An—

rechnung auf die Alfu die Ausgleichsrente einschließlich der

Erhöhung zu berücksichtigen, die dem Kläger für das Pflegekind

auch über dessen 18. Lebensjahr hinaus zuerkannt wurdeo
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Mit der Berufung widersprach der Kläger dieser‚Auffaswng°
Er beantragte, das Urteil des SG„ sowie die Bescheide vom

20 April und vom 19° Juli 1954 aufzuheben„ Das Landes—

sozialgericht (LSG„) Celle hob durch Urteil vom 30 Dezem—
ber 1957 das Urteil des SG° sowie die angefochtenen Be—

scheide auf und stellte fest9 die Beklagte sei nicht be—

rechtigt9 den Zuschlag für das Pflegekind„ um den die Ver—

sorgungsrente des Klägers erhöht werden sei; auf die Alfu
anzurechnen° Diese Erhöhung sei nur gewährt werden9 weil
das Bflegekind an einer Lungen—The, leideo Insoweit handele

les sich um eine Leistung zur Abgeltung eines erhöhten Auf—

wands,die nach5 7 Abs°2 Buchst„b der Militärregierungs—
Verordnung Nr„ 117 nicht auf die Alfu anzurechnen sei„ Ein

Leistungsurteil habe nicht erlasSen werden können9 weil

nicht feststehe9 ob sich die Rückforderung auch un den

vom VersorgA° erstatteten Betrag von 265‚—— BM ermäßige

und ob dieser Betrag den Kläger oder dem Fürsorgeamt zu—

stehe° Das LSG° ließ die Revision nicht zu°
_Das Urteil wurde der Beklagten am 170 Dezember 1957 zuge—
stblltg Am 16° Januar 1958 legte sie Revision ein und be—
antragte9

das angefochtene Urteil aufzuheben und die—'
Berufung zurückzuweisen°

Am 50 Februar 1958 begründete die Beklagte die Revision„

Sie rügte, das LSG„ habe die Revision zulassen müssen‚ da

es von dem Urteil des Bundessozialgerichts (BSGO) vom

_
29‚ Januar 1957 — 7 RAr 11/55

— abgewichen sei„ Das LSG°
habe aueh kein Feststellungsurteil erlassen dürfen; inso—

weit habe es an einem entsprechenden Antrag und jedenfalls
aijechtsschutzinteresse gefehlt, da der*Kläger sein Ziel
mi■ der Anfechtungsklage habe erreichen können° Ferner habe
das LSG° das VersorgA° und den Fürsorgeverband beiladen

müsseno Sachlich—rechtlich legte die Beklagte dar, der Be—

trag, um den die Ausgleichsrente des Klägers für das Pfle„
gekind erhöht wurde, sei nicht eine besondere Leistung_zur
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Abgeltung eines erhöhten Aufwands, sondern diene der Sicher—

stellung des Lebensuntérhalts und gehöre zu dem Einkommen9das
_auf die Alfu anzurechnen seio

Der Kläger beantragte‚_

-die Revision zurückzuweiseno

II

Die Revision ist nach @ 162 Abs° 1 Nr„ 2 des Sozialgerichts—

gesetzes (SGG) statthaft; die Beklagte hat zu Recht gerügt9
das Verfahren des LSG° leide an einem wesentlichen Mangel°

Die Beklagte hat uoao vorgebrachtg'das LSG„ habe in ver“

fahrensrechtlich unzulässiger Weise ein Feststellungsurteil

erlassen° Zwar hat sie die Rechtsnorm9 die nach ihrer Ansicht

verletzt ist, nicht bezeichnet; ihrem Vorbringen ist jedoch die

Rüge zu entnehmen‚ das LSG° babe gegen @ 55 SGG verstoßen° Die

Edge ist damit hinreichend substantiiert (@ 164 Abs„ 2 Satz 2

sec; BSG„1 Sc_227);_sie ist auch begründeto

Nach @ 55 Abs„ 1 Nro'l SGG kann mit der Klage die Feststellung

des Bestehens oder Hiehtbestehens eines Rechtsverhältnisses be—

gehrt werden° Dabei können auch einzelne Beziehungen oder Be—_

rechtigungen aus diesem Verhältnis gerichtlich festgestellt

werden (vglo BSG° 4 SO 184 LT82Z}, aber nicht einzelne Rechts—
fragen oder Tateachen (vglo'BSGo ? So 3 137)° Die Frage5 inwie—
weit bestimmte Einkünfte des Klägers auf die Alfu anzurechnen

waren‚ betraf eine Voraussetzung der Alfu; sie war maßgebend

für den Grad der Bedürftigkeit und die davon abhängige Höhe
der Alfuo Die.selbständige Feststellung dieser Binzelheit war
aber, auch wenn sie rechtserheblich war, verfahrensrechtlich

nicht zulässig (vgl° SozR° SGG @ 55 Bl„ Da 2 Nr„ 5)° Entgegen

der Auffassung des LSGO konnte auch der entrag des Klägers in
dessen richtig verstandenem Interesse nicht als Feststellunge—

lbegehren aufgéfaßt werden° Der Kläger hat mehr und anderes als

nur eine Feststellung begehrt. Sein Antrag war ersichtlich nicht
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auf die Feststellung gerichtet‚ ob ein bestimmter Teil
seiner Rente von der Anrechnung auf die Alfu ausge—

nommen sei oder nicht, sondern auf die Aufhebung der
Bescheide, durch welche die A1fu entzogen und zurück—

gefordert worden war, und auf Verurteilung zu ent—
sprechenden Leistungen oder zur Verpflichtung9 ihn ent—

sprechend zu bescheiden. Insoweit kam hier neben der Auf—'
hebungsklage jedenfalls nicht eine Feststellungsklage in

BetraCht.-Aueh fehlte es dafür an einem besonderen Rechts-
schutzbedürfnis, dem berechtigten Interesse an der bal—

digen Feststellung, da der Durchführung der hier er—

hobenen Klage rechtlich beachtliche Gründe nicht ent—
gegenstandeno Die selbständige Feststellung im Urteil

des LSG„‚ daß der Zuschlag für das Pflegehihd
zur Aus—

gléichsrente des Klägers nicht_auf die Alfu anzurechnen

sei, war sonach verfahrensrechtlich nicht zulässig (BSG°
-5 S° 121 11227). Dieser Mangel war auch gerügt° Schon aus

diesem Grunde ist daher die Revision nach 5 162 Abs° 1

Nre 2 SGG statthaft. Es brauchte nicht geprüft zu werden‚

ob sie noch wegen anderer von der Beklagten gerügter Ver“
fahrensmängel zulässig ist° Die Revision ist auch be-

gründet°

Angefochten ist der Bescheid vom 2° April 19549 durch

den die Beklagte die Alfu für die Zeit vom 10 Januar 1953
bis zum 7° Juli 1953 und vom 100 November 1953 bis zum

31; März 1954 teilweise zurückgefordert hat„ Sie hat da—
mit die A1fu„ soweit sich die anrechenbarenEinkünfte er—_
höht hatten9 teilweise entzogen; sie hat insoweit den
Betilligungsbescheid als rechtswidrig angesehen und als
fehlerhaft zurückgenommeno Die Frage‚ ob die Beklagte da—
zu$berechtigt war und ob die Voraussetzungen für die Rück—

nahme vorlagen, ist nach dem Recht zu beurteilen, das zur
-Zeit der letzten Entscheidung der Beklagten — in diesem
Falle des Widerspruchsbescheids vom 19° Juli 1954 — ge—
golten hat° Damals war die Beklagte nach 5 177 Abs„ 1 des
GeSetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver—
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sicherung (AVAVG) a„F„, der nach Arte III der Verordnung (VO)
Nr° Il7-der (Brito) Militärregierung auch auf die Alfu anzu—

wenden war9 verpflichtet9 die Alfu von Amts wegen zu entziehen9

sobald die Voraussetzungen nicht mehr vorlegen oder sich heraus-

stellte9 daß sie schon bisher nicht vorgelegen haben° Die Voraus-

setzungen9 unter denen nach dieser Vorschrift die Alfu teil—
weise zu entzieh31 war, waren auch erfüllt; die Ausgleichs—

'rente des.Klägers hatte sich seit der früheren Bewilligung er—

nem:° Nach 5 7 Abs„ 1 Buchst„ a des Anho zur vo Nr° 117 war
“sonstiges Einkommen des Arbeitslosen, sofern es 69——DM in der
Woche überstieg‚_auf die Alfu anzureohnena Sonstiges Einkommen

war auch die Ausgleichsrente in der jeweiligen Höhe; zu berück+

sichtigen waren nicht nur der auf den Beschädigten entfallende

Teil der Ausgleichsrente, sondern auch die Beträge:) um die sie

sich für die Ehefrau und die Kinder erhöhte (vgl° Urt° des BSG„'

vom 2991„1957 —7 RAr 11/55 —‚ SozR° Bayer° Alqu0 @6 B1„ Ba 1
Nrc 2)0 '

Zu Unrecht hat das LSG° angenommen9 der Betrag9 um den die Aus—

gleichsrente des Klägers für das Pflegekind Fritz F;:£fiilfnach

Vollendung°des 180 Lebensjahres erhöht wurde? sei nach ä.?

Abs„ 2 Buchst° b des Anno zur VO Nr° 117 von der Anrechnung aus—
genommen gewesen; der Zuschlag sei nach Vollendung des 180 Le—

' benejahres nur wegen des Lungenleidens des Pflegekindes und da—
her zur Abgeltung eines erhöhten Aufwands gewährt werdeno Aus—.

gleichsrente erhalten Schwerbeschädigte9 wenn sie wegen ihres

Gesundheitszustandes‚ hohen Alters oder aus einem anderen9 von
ihnen nicht zu vertretenden Grund eine zumutbare Tätigkeit nicht5

nur beschränkt‘oder nur mit überdurchschnittlichem Kräfteaufn

Wand ausüben können und ihr Lebensunterhalt nicht auf andere

WeiSe sichergestellt ist (@ 52 Abs„ 1 BVG)° Die Ausgleichsrentel

des Sehwerbeeohadigten erhöht sich um geSetzlich festgesetzte

Beträge für die Ehefrau und für jedes_von dem Beschädigten un—
'terhaltene Kind9 auch für Pflegekinder9 bis zur Vollendung des

18° Lebensjahres. Dieser Zuschlag kann für ein unverheiratetes'"

»; Kind über diesen Zeitpunkt hinaus uoa„ so lange gezahlt werden,
Wie es wegen körperlicher oder geistiger Gebrechen nicht selbst

_ 7 _
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für seinen Unterhalt sorgen kann (vgl, 5 32 Abs° 3 BVG),
Soweitdies auf andereWeisenicht möglichist, soll die
Ausgleichsrente in der jeweiligen Höhe den Lebensunter—

halt des Schwerbeschädigten, seiner Ehefrau und der von

ihm unterhaltenen Kinder sicherstellen, Die Beträge zur
Erhöhung der Ausgleichsrente sind nicht selbständige Lei—

stungen, sondern Teil der Ausgleichsrente des Beschädigten
und deshalb vorgesehen, weil diesem durch den Unterhalt_

für Ehefrau und Kinder ein höherer Lebensbedarf entsteht,

dessen Sicherstellung durch eine um Zuschläge für diese

Personen erhöhte Ausgleichsrente Rechnung getragen werden
soll, Der Sicherstellung des Lebensunterhalts dient der
zuschlag auch dann, wenn er für ein unverheiratetes Kind,
das sich wegen körperlicher oder geistiger Gebrechen nicht

selbst unterhalten kann, nach Vollendung des 18, Lebens—

jahres zur Ausgleichsrente des Beschädigten gewährt wird;
ein solches Kind ist auch nach Vollendung des 18° Lebens—

jahres auf den Unterhalt durch_den Beschädigten angewie—

sen, Zu diesem Zweckewird die Ausgleichsrente erhöht,
nicht

zur
Abgeltung eines besonderen, erhöhten Aufwands,

Zwar beruhte auf dem Lungenleiden die Unfähigkeit des
Pflegekindes, sich selbst zu unterhalten, und die Möglich—
keit, die Ausgleichsrente des Klägers für dieses Kind auch
nach Vollendung des 18, Lebensjahres zu erhöhen; diese Er—
höhung wurde aber deswegen nicht zur Abgeltung eines er—-
höhten, durch das Lungenleiden verursachten Aufwande, son—
dern wie bisher als Beitrag für den weiteren Unterhalt
dieses Kindes gewährt, Das ArbA, hat danach die Alfu zu

Recht teilweise entzogen. Insoweit waren der Bescheid des
ArbA,

vom 20 April 1954 und der Widerspruchsbescheid,

durch den er bestätigt wurde, rechtmäßig, '

Soweit die Alfu zu Recht entzogen wurde,«war weiterhin zu
prüfen, ob der Rückforderungsanspruch der Beklagten be—.
gründet ist, Bei der Entscheidung_daruber ist nunmehr von

@185 Abs° 2 AVAVGi,d.F‚ der Bekanntmachungvom 3, April
1957 (BGBl, I S, 322) auszugehen, Zwar gilt diese Vor—
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schrift erst vom l° April 1957 an, sie ist aber auf.alle bei
ihrem Inkrafttreten anhängigen Rückforderungsfälle anzuwenden°

Ein neues Gesetz, das bisher geltendes materielles Recht ändert?-

ist zu berücksichtigen, wenn es nach seinem zeitlichen Geltungs—
willen das streitige Rechtsverhältnis erfaßt° Ergibt sich ins—

besondere aus der ausdrücklichen Regelung oder aus Sinn und

Zweck des neuen Gesetzes, daß dieses sof0rtigé Geltung auch für

früher begründete Rechtsverhältnisse zu beanspruchen hat9 dann.

ist über die Berechtigung eines Anspruchs nach diesen Rechts—

normen zu befinden (vgl° BSG° 5 8° 234 15517 mit weiteren Hin—
weisen)„ Dies gilt auch für @185 Abs° 2 AVAVGnoF„ Diese Vor—
schrift regelt die Rückforderung von zu Unrecht geleisteten

Unterstützungsbeträgen° Obwohl in dem Abschnitt "Verfahren"

enthalten, ist sie ihrem Inhalt und ihrer Wirksamkeit nach

materiell—re0htlicher Natur° Bevor @185 Abs° 2 AVAVGin Kraft
trat, war

die Rückforderung zu Unrecht geleisteter Unter—

‘stützungsbetrage — abgesehen von dem Verbot der Rückforderung9

wenn die Übérzahlung auf einem Rechtsirrtum der bewüligenden

Stelle beruhte (@177 Abs„ 1 Satz 3 AVAVGa F‚) _ im einzelnen-
nicht gesetzlich geregelt„ Es bestanden nur die Richtlinien für

die Behandlung von Unterstützungsüberzahlungen vom 310 Dezember

l957 (Dienstblo der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und
&

Arbeitslosenversicherung, Anlage zum DB1=RdBr1 5/58). In @ 185

Abso 2 AVAVG nOF; sind die in diesen Richtlinien ausgeführten

und in der Rechtsprechung entwickelten Grundsätze zusammen—

gefaßt° Die neue Regelung ist so umfassend und erschöpfend‚ daß

schon daraus auf eine nach dem zeitlichen Geltungswillcn dieser

Vorschrift vorgesehene allgemeine Sofortwirkung.zu schließen isto

Dadurch9 daß sie die Voraussetzungen9 unter denen zu Unrecht ge—

leistete Unterstützungsbeträge zurückzufordern sind und unter

denen auf die Rückforderung Verzichtet werden soll? im_einzelnen

gesetzlich bestimmt9 enthält sie eine wesentliche Verbesserung

gegenüber dem Recht9 nach dem bisher bei Rückforderungen zu
|

.
verfahren war° Nach diesem hatte die Verwaltung über-Rück—‘
forderungen im wesentlichen nach ihrem Ermessen entsprechend

den Richtlinien zu befinden, die sie selbst aufgestellt hate
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Es besteht kein Anhalt9 daß der Gesetzgeber die neue(}

wesentlich günstigere Regelung für Rückforderungs—

fälle hätte ausschließenwollen, die vor demlo April
1957 anhängig geworden waren und es noch waren? als

@la5 Abs° 2 AVAVGnor„ in Kraft trat„ Dies ergibt
sich insbesondere aus Art° IX 5 6 des Gesetzes zur
Änderung und Ergänzung des AVAVG vom 235 Dezember 1956

(BGBl„ 1 8° 1018), wonach nur für die Niederschlagung

von Rückforderungen und die Einstellung des Einziehungs—

verfahrens sinngemäß noch die alten Richtlinien vorläufig
anzuwenden sind, soweit sie zu dem AVAVG n„F„ nicht in

Widerspruch stehen°

Das LSG„ hat sonach @ 55 Abso 1 Nr„ 1 SGG und @ ? Abs° 2
Buchsto b des Anh° zur MRVO Nr° 117 nicht richtig ange—

wandto Das Urteil des LSGO war daher aufzuhebeno Der Se—

nat konnte aber nicht selbst entscheiden° Für die Beur—

teilung der Frage? ob und inwieweit nach @185 Abso 2

AVAVGnoFo‚ insbesondere nach Satz 3, ein Anspruch auf
Rückforderung der Alfu besteht9 sind noch tatsächliche

Feststellungen erforderlich° Die_8ache war daher zur er—
neuten Entscheidung an das LSGo zurückzuverweisen (@ 170

Abe„ 2'SGG)O
Die Entscheidung über die Kosten bleibt demabschließenden
Urteil vorbehalten°
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